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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 128/08 B 
 
L 3 U 185/06 (Bayerisches LSG) 
S 23 U 183/99 (SG München) 
 
 
 
 
 
…………………………………………………………………………, 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   …………………………………., 

 
 
 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege, 
Pappelallee 35/37, 22089 Hamburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 12. August 2008 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r   sowie die Richter 

Dr.  B e c k e r   und   H e i n z 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Bayerischen Landessozialgerichts vom 18. Dezember 2007 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§§ 160a Abs 4 Satz 1, 169 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung der Beschwerde entgegen 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG einen Zulassungsgrund iS des § 160 Abs 2 SGG (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) weder hinreichend dargelegt noch be-

zeichnet.  

 

Der Kläger stützt seine Beschwerde auf den Zulassungsgrund des Verfahrensmangels. Nach 

§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte 

Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten 

Arztes) und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine 

Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt 

werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist.  

 

"Ohne hinreichende Begründung" ist indes nicht formell, sondern materiell im Sinne von "ohne 

hinreichenden Grund" zu verstehen (BSG SozR 1500 § 160 Nr 5). Entscheidend ist, ob sich 

das LSG von seinem sachlich-rechtlichen Standpunkt aus hätte gedrängt fühlen müssen, den 

beantragten Beweis zu erheben (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 9). Der 

Verfahrensmangel ist daher nur ordnungsgemäß bezeichnet, wenn schlüssig dargelegt wird, 

inwiefern nach den dem LSG vorliegenden Beweismitteln Fragen zum tatsächlichen und 

medizinischen Sachverhalt aus der rechtlichen Sicht des LSG erkennbar offen geblieben sind 

und damit zu einer weiteren Aufklärung des Sachverhalts zwingende Veranlassung bestanden 

hat (BSG Beschluss vom 14.12.1999 - B 2 U 311/99 B - mwN). Diesen Anforderungen genügt 

der Kläger nicht mit seinem Vorbringen, dass "aufgrund der bislang erstellten Gutachten die 

Frage der Kausalität noch nicht abschließend feststand". Seinem Vortrag ist nicht zu 

entnehmen, dass die vorliegenden Gutachten schwere Mängel aufweisen, in sich 

widersprüchlich sind, von unzutreffenden Voraussetzungen ausgehen oder Zweifel an der 

Sachkunde oder Sachlichkeit des Sachverständigen erwecken (BSG SozR 4-1500 aaO).  

 

Die im Zusammenhang mit der Ablehnung des Beweisantrags gerügte Verletzung des recht-

lichen Gehörs ist ebenfalls nicht hinreichend bezeichnet. Insoweit fehlt es an jeglichen Dar-

legungen. 

 

Mit seinen weiteren Ausführungen beanstandet der Kläger die Beweiswürdigung durch das 

LSG und die Richtigkeit der angefochtenen Entscheidung. Darauf kann eine Beschwerde gegen 

die Nichtzulassung der Revision jedoch nicht in zulässiger Weise gestützt werden. Im Rahmen 
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einer Nichtzulassungsbeschwerde ist nur zu entscheiden, ob einer der in § 160 Abs 2 SGG 

enumerativ aufgeführten Zulassungsgründe schlüssig dargelegt oder bezeichnet ist (§ 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 6 
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